
SPIEGEL: Herr Gauweiler, „Wer betrügt, der
fliegt“, warnt die CSU die Zuwanderer
aus Rumänien und Bulgarien. Ist das der
neue Anti-Ausländer-Sound der CSU? 
Gauweiler: Bei uns gibt es keinen Anti-Aus-
länder-Sound. Unabhängig davon würde
auch der Personalchef des SPIEGEL un-
terschreiben, dass fliegt, wer betrügt.
SPIEGEL: Wer betrügt denn bitte wen? 

Das Gespräch führten die Redakteure Melanie Amann
und Peter Müller.

Gauweiler: Wollen Sie wirklich so tun, als
gäbe es das Problem des Erschleichens
von Sozialleistungen nicht? 
SPIEGEL: Die rechtspopulistische FPÖ in
Österreich hat mit einem sehr ähnlichen
Slogan Wahlkampf gemacht. 
Gauweiler: Sie wollen doch nicht ernsthaft
ein vierseitiges Konzeptpapier auf einen
Satz reduzieren. Die CSU-Landesgruppe
spricht doch ein sehr ernstes Problem an:
die Armutswanderung innerhalb der EU-
Staaten nach Deutschland. Menschen

kommen zu uns, um von unserem So -
zialsystem zu profitieren, obwohl das
nach EU-Recht – der Unionsbürgerricht-
linie – wie nach deutschem Sozialrecht
unterbunden sein soll. Im Koalitionsver-
trag ist das Thema klar angesprochen.
SPIEGEL: Freilich ohne die ausländerfeind-
liche Tonlage, die Ihre Partei dem Thema
verpasst hat. Sie spielen mit den Ängsten
der Bürger vor massenhafter Einwande-
rung von Sinti und Roma.
Gauweiler: Diese Gruppen werden im
CSU-Papier gar nicht erwähnt. Man be-
kämpft Armut nicht, indem man sie ver-
jagt. Bei uns hat jeder Einzelne seine
Chance, wir spielen nicht mit Negativbil-
dern von Stämmen und Nationen. Ganz
anders der französische Präsident Fran-
çois Hollande kürzlich mit Algerien. Oder
EZB-Präsident Draghi, der im SPIEGEL-
Gespräch die Angst der Deutschen vor
Inflation „pervers“, also widernatürlich
nannte (1/2014). Die deutsche Politik hät-
te Draghis Kollektivbeleidigung nicht hin-
nehmen dürfen.
SPIEGEL: Dafür hat die CSU den ersten
 Koalitionsstreit angezettelt.
Gauweiler: Ich teile diese Bewertung nicht.
In unserem Thesenpapier für die Klausur
in Kreuth steht nichts, das inhaltlich nicht
auch im Koalitionsvertrag stünde. Sogar
befristete Wiedereinreisesperren werden
dort als „notwendig“ bezeichnet, um
 Migration in soziale Sicherungssysteme
zu verringern. Die Koalition hat die un-
gerechtfertigte Inanspruchnahme von
 Sozialleistungen durch EU-Bürger aus-
drücklich als Gefahr für die Akzeptanz
der Freizügigkeit in der EU erkannt.
SPIEGEL: Leider stimmen schon Ihre Fak-
ten nicht: Zuwanderer aus Rumänien und
Bulgarien sind überdurchschnittlich gut
ausgebildet und beileibe nicht die häu-
figsten Hartz-IV-Antragsteller.
Gauweiler: Ich weiß nicht, woher Sie Ihre
Zahlen haben …
SPIEGEL: Aus dem Arbeitsministerium.
Gauweiler: … aber ich erlaube mir auch
hier nur, den Koalitionsvertrag zu zitie-
ren: „Wir erkennen die Belastung der
Kommunen an.“ Die „Armutswande-
rung“ führe in einzelnen großstädtisch
geprägten Kommunen „zu erheblichen
sozialen Problemlagen“. Der langjährige
Präsident des Städtetages und Sozial -
demokrat Christian Ude wies dieser Tage
darauf hin, dass Europa die freie Wahl
des Arbeitsplatzes gewähren will, nicht
aber allen Europäern die Wahl der besten
Sozialleistung. Das ist der Kern des Pro-
blems. Und da müssen wir ansetzen.
SPIEGEL: Auch die CDU hat wenig Ver-
ständnis für Ihre markigen Sprüche.
Gauweiler: Von der CDU war das nur Herr
Laschet, dessen Landesverband wir einst
den feinfühligen Wahlkampfslogan „Kin-
der statt Inder“ zu verdanken hatten. 
SPIEGEL: Was will die CSU genau verschär-
fen? Das deutsche Sozialrecht ist streng.
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Unionspolitiker Peter Gauweiler: „Man bekämpft Armut nicht, indem man sie verjagt“ 

S P I E G E L - G E S P R Ä C H

„Ganz schön zart besaitet“
CSU-Vize Peter Gauweiler, 64, über Parolen seiner Partei gegen

Bulgaren und Rumänen, Horst Seehofers Allüren und darüber,
was Franz Josef Strauß von Kanzlerin Merkel gehalten hätte
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Gauweiler: Richtig, aber es wird durch den
EuGH und deutsche Sozialgerichte stetig
aufgeweicht und sogar ins Gegenteil ver-
kehrt. Das Landessozialgericht NRW hat
kürzlich verkündet, dass der Leistungs-
ausschluss des deutschen Rechts für Ar-
beitssuchende aus dem Ausland angeb-
lich mit EU-Recht unvereinbar sei und
nicht angewendet werden dürfe. Da wird
mit einem Urteil die Zahl der Anspruchs-
berechtigten in nicht absehbarer Weise
vergrößert. Wer davor die Augen ver-
schließt, lässt die im Stich, die die finan-
ziellen und sozialen Folgen tragen.
SPIEGEL: Sie erfüllen die Rolle, die Seeho-
fer vorschwebte, als er Sie zum CSU-Vize
machte. Sie sollen im EU-Wahlkampf das
Euro-kritische Profil Ihrer Partei schärfen.
Zündeln Sie bald auch zum Thema Euro?
Gauweiler: Was soll das? Wir werden einen
Wahlkampf für ein besseres Europa ma-
chen. Wir finden es nicht richtig, wenn
die Europäische Zentralbank Pleiteländer
subventioniert, indem sie die Gelddruck-
maschine immer schneller laufen lässt.
Wir wollen nicht, dass deutsche Steuer-
zahler für marode Banken aller EU-Staa-
ten haften. Und wir sind gegen ein Zen-
tralkomitee in Brüssel, für ein Europa der
gelebten Vielfalt.
SPIEGEL: Sie wüten gegen die Regelungs-
wut Brüssels, ließen aber selbst früher
die Befüllung der Maßkrüge auf dem Ok-
toberfest prüfen. Passt das zusammen? 
Gauweiler: Haben Sie etwa nicht das Buch
„Rechtsfragen zum Oktoberfest“ von Pe-
ter Gauweiler gelesen? Dann würden Sie
den Unterschied verstehen: Unterschank
im Bierzelt ist Betrug, der verordnete
Krümmungsgrad der Gurke ist bürokra-
tischer Krampf. 
SPIEGEL: Sie haben den Euro als Esperan-
togeld bezeichnet und gegen die Euro-
Rettungsschirme geklagt. Was unterschei-
det Sie von den Euro-Gegnern der Alter-
native für Deutschland?
Gauweiler: Wir können auch in der Wäh-
rungspolitik die Zeit nicht zurückdrehen.
Ja, es stimmt, mein Gefühl war von An-
fang an: Dieses Euro-Projekt von Maas-
tricht funktioniert nur auf dem Papier.
Aber das ist heute Gemeingut.
SPIEGEL: Die CDU will David McAllister,
Ex-Ministerpräsident von Niedersachsen,
zum Spitzenkandidaten küren. Machen
Sie Wahlkampf mit ihm oder gegen ihn? 
Gauweiler: Ich glaube, wir werden uns gut
verstehen. Seine Vater war ja Schotte, die
sind in ihrem Freiheitsdrang mit uns
 Bayern mental verwandt. 
SPIEGEL: Ist es ein Fortschritt für die EU,
dass bei dieser Wahl erstmals europawei-
te Spitzenkandidaten antreten?
Gauweiler: Das ist ein bisschen Klamauk
mit Begrifflichkeiten. Verstehen Sie mich
nicht falsch: Ich mag den Kandidaten der
Sozialisten, Martin Schulz. Aber nur weil
die großen Parteienfamilien supranatio-
nale „Spitzenkandidaten“ präsentieren,

gibt es kein „EU-Volk“ und wird aus dem
EU-Parlament keine Volksvertretung, die
den Grundsätzen einer repräsentativen
Demokratie entspräche.
SPIEGEL: Das EU-Parlament gewinnt stän-
dig mehr Rechte. 
Gauweiler: Das macht die Problematik der
fehlenden Stimmengleichheit der Wähler
bei der Wahl zum EU-Parlament nicht
kleiner und die Problematik der übergro-
ßen EU-Kommission auch nicht. Und wie
steht es um die Gewaltenteilung in der
EU-Exekutive? Nicht ohne Grund muss
sich das Bundesverfassungsgericht stän-
dig mit diesen Fragen beschäftigen. 
SPIEGEL: Als CSU-Vize dürfen Sie zwar
die EU kritisieren. Aber Ihren Status als
Rebell, der gegen die Parteilinie stimmt,
müssen Sie aufgeben, oder? 
Gauweiler: Wo denken Sie hin, ich bin
doch erst 64. Ich ändere meine Meinung
nicht, nur weil ich ein Amt habe.
SPIEGEL: Letztlich sollen Sie aber in der
Partei nicht mitbestimmen, Seehofer stellt
Sie nur ins Schaufenster – als Erinnerung
an gute alte Franz-Josef-Strauß-Zeiten?
Gauweiler: Ins Schaufenster stellt man
nicht die Schlechtesten. Und die Zeit von
Strauß war die Zeit der großen Weichen-
stellungen. Große Unternehmen kamen

nach Bayern, Kraftwerke wurden gebaut.
Der fundamentale Wandel vom Agrar-
land zum Industriestaat – und trotzdem
ist sich Bayern treu geblieben. All das im
Gleichgewicht zu halten ist bis heute eine
filigrane Aufgabe. 
SPIEGEL: Beim CSU-Parteitag saßen Sie so-
gar am Ehrentisch, neben der Kanzlerin,
Seehofer und Ex-Ministerpräsident Ed-
mund Stoiber. War Merkel sehr erschro-
cken, dass Sie ihr Tischnachbar waren?
Gauweiler: Ach nein. Wir haben über mei-
nen alten Lehrmeister gesprochen, Franz
Josef Strauß. Frau Merkel sagte, den hätte
sie wirklich gern kennengelernt.
SPIEGEL: Hätte er mit Merkel gekonnt? 
Gauweiler: Aber ja. Wenn man Strauß ge-
sagt hätte, das ist die Frau, die den großen
Pfälzer überwunden hat, wäre er sehr in-
teressiert gewesen. 
SPIEGEL: Hier im Büro steht auf dem Fens-
terbrett ein Foto, das Sie als jungen Mann
mit Strauß auf Wandertour zeigt … 
Gauweiler: … ja, einmal im Jahr gab es
eine große Alpenüberquerung. Strauß
hatte die Routen immer genau geplant,
welchen Gebirgspass man befuhr, welche
Schlachtfelder besichtigt wurden, alles
stand fest. Er hatte eben einen Sinn für
Dramatik wie kein anderer. Einmal, als
er Ronald Reagan im Weißen Haus be-
suchte, konnte er nachts nicht schlafen
und dachte über eine neue Route nach.
Die hat er uns am nächsten Morgen auf
„White House“-Papier zugefaxt. Ein an-
dermal las Strauß während einer Italien-
Reise in der Zeitung, welche „fürchterli-
chen“ Dinge der damalige Kanzler Kohl
wieder angestellt hatte. Plötzlich mussten
wir schnell eine Telefonzelle finden. Ich
hatte den Auftrag, die Lire-Münzen nach-
zuwerfen, damit Strauß genug Zeit hatte,
Kohl fernmündlich zusammenzufalten.
SPIEGEL: Nach Jahren des politischen Auf-
stiegs erlebten Sie 1994 einen krassen
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CSU-Weggefährten Strauß, Gauweiler 1988: „Mein alter Lehrmeister“
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Plakat der rechtspopulistischen FPÖ 2008 
„Nicht auf einen Satz reduzieren“



 politischen Absturz, weil Sie Kanzlei -
mandate verpachtet hatten. Wie haben
Sie den Karriereknick verkraftet?
Gauweiler: Ich hatte mir gesagt, mach dich
nicht lächerlich. Wissen Sie, als mein Va-
ter aus dem Krieg kam, da war sein rech-
ter Arm nur noch ein Stumpf. Und er hat-
te das beschissene Gefühl, einen Krieg
zu Recht verloren zu haben. Er hat sich
mit dem einen Arm, den er noch hatte,
aufgerafft, um seine Familie durchzubrin-
gen. Im Vergleich dazu hatte ich nichts
„zu verkraften“, als ich wieder als Anwalt
anfing.
SPIEGEL: Sind die Lebensläufe der heuti-
gen Politikergeneration zu glatt? Der
 Soziologe Alexander Dobrindt ist nach
einer reibungslosen Parteikarriere jetzt
Bundesverkehrsminister.
Gauweiler: Wer es schafft, im Berufsstress
und als junger Vater 20 Kilo abzunehmen,
muss ziemlich selbstbeherrscht sein und
für vieles geeignet. Dann hat er diesen
Wahlkampf organisiert, mit immensem
 Erfolg. Das machte alles einen fast mühe-
losen Eindruck. Da sage ich: Chapeau!
SPIEGEL: War Strauß im Umgang mit sei-
nen Leuten so hart wie Seehofer?
Gauweiler: Ist er denn so hart?
SPIEGEL: Bei den Koalitionsverhandlungen
hat er seine Minister regelmäßig vor
 Publikum abgemeiert. Hans-Peter Fried-
rich hat er zum Agrarminister degradiert,
Parteivize Peter Ramsauer ganz aus dem
Bundeskabinett geworfen.
Gauweiler: Ich wusste nicht, dass SPIEGEL-
Redakteure so zart besaitet sind. Meinen
Sie, dass zu Zeiten von Franz Josef Strauß
und Rudolf Augstein der Umgang mit Par-
teifreunden freundlicher war? „Dritter
Engel von links“ musste sich der spätere
Ministerpräsident Max Streibl von Strauß
tratzen lassen, weil er als Kind als Laien-
spieler bei den Passionsfestspielen in
Oberammergau aufgetreten war.
SPIEGEL: Haben Sie mit Peter Ramsauer
seit seinem Rauswurf gesprochen? 
Gauweiler: Kurz, aber nicht unfreundlich.
Politik ist keine Selbstfindungsgruppe,
und Rückschläge muss man verdauen. Im-
mer wieder. Das ist wie bei Tamino und
Pamina in der „Zauberflöte“: Sie müssen
durch die Feuer- und Wasserprüfung.
SPIEGEL: Eine Prüfung bleibt dem CSUler
erspart: die Kür durch die Basis. Warum
gibt es keinen Mitgliederentscheid über
Seehofers Nachfolge?
Gauweiler: Seehofer selbst hat das ins Ge-
spräch gebracht, und unsere Satzung sieht
den Mitgliederentscheid ausdrücklich vor.
Aber so eine Aktion muss zur Situation
passen. Es ist ganz einfach: Wenn die Leu-
te bei uns den Eindruck bekommen, ih-
nen werde jemand für welche Position
auch immer aufgezwängt, dann wird sich
die Forderung nach einer Basisabstim-
mung verbreiten wie ein Lauffeuer.
SPIEGEL: Herr Gauweiler, wir danken
 Ihnen für dieses Gespräch.
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K O M M E N T A R

Schweinezyklus
Von Nikolaus Blome 

Dem Land geht es gut. Die Wirt-
schaft läuft, die Bürger konsu-
mieren. Sie haben die Koali -

tion bekommen, die sie in Mehrheit
wollten, die Große Koalition. Es herr-
schen Ruhe und Zuversicht. 

So weit, so schön. 
Aber da ist mehr. Die gute Laune

wird Programm, es verfestigt sich eine
frivole Selbstgefälligkeit des „Weiter
so“: Als übellaunig und notorisch
 naseweis wird immer öfter abgekan-
zelt, wer bereits jetzt zweifelt, ob der
schwarz-rote Koalitionsvertrag dem
Land die richtige Richtung weist, ob
dieses bloße „Weiter so“ auf Dauer
reichen kann. Es scheint, als hätten
sich allzu viele jenen bürgerlichen Ehr-
geiz abgewöhnt, der nach dem Mor-
gen fragt – egal, wie gut das Heute ge-
fällt. Dabei gehört eine
solide informierte Skep-
sis gegen Staat und Re-
gierende zur Grundaus-
stattung selbstbewuss-
ter Demokratien. Erst
recht übrigens, wenn
die Opposition von der
Regierungsmehrheit er-
drückt wird wie im neu-
en Bundestag.

Das heißt nicht, ein florierendes
Land aus Prinzip schlechtreden zu
wollen oder sich als Apo in Pose zu
werfen. Denn natürlich ist es eine be-
merkenswerte Leistung, ein Gemein-
wesen von der Größe Deutschlands
sicher durch eine Wirtschafts-, Finanz-
und Schuldenkrise zu steuern. Und ja,
Angela Merkel hat ein zentrales Ver-
sprechen eingelöst: Deutschland ist
nach der Krise stärker als vorher.
Aber wer genau hinschaut, der sieht
auch Risse in der Fassade: Es ist nicht
zuletzt die Schwäche der anderen in
Europa, die Deutschland so stark da-
stehen lässt. Hiesige Staatsanleihen
wurden auch deshalb so massiv ge-
kauft, weil kein anderer Hafen siche-
rer schien als der deutsche. Wie sicher
der wirklich ist, darüber sagt das in
Wahrheit gar nicht so viel. 

Und was eigentlich macht eine
Kanzlerin, die Krise kann – wenn die
Krise vorbei ist? Wer Spar- und Re-
formpolitik allein mit dem Verweis
auf die leider leeren Kassen begrün-

det, der hat keine Argumente mehr,
wenn sie wieder voll sind. Und so ist
es gekommen: Weil in den Sozialkas-
sen wieder genug Geld liegt, gab es
keinen Widerstand mehr gegen eine
Politik, die in der Krise selbstredend
als falsch verworfen wurde und es wei-
terhin ist – weil sie nämlich Milliarden
verpulvert, Jung gegen Alt ausspielt
und viele Reformfortschritte rückgän-
gig macht. 

So stellt sich der Kanzlerin zu Be-
ginn ihrer dritten Amtszeit eine para-
dox klingende Herausforderung: dass
Deutschland aus den guten Jahren
nicht schwächer herauskommt, als es
hineinging. Das ist keineswegs trivial,
denn man lernt derzeit: Wenn der
Druck einer objektiv schlechten Lage
nachlässt, vermag ihn die Politik nicht

mehr aus eigener Kraft
zu ersetzen. Dann wird
gewartet, bis es bergab
geht – und sich das Ein-
greifen der Regierung
wieder selbst erklärt. 

Tatsächlich stellt sich
die CDU genau darauf
ein: Erst wenn die Zah-
len wieder schlechter
würden, so heißt es,

käme der Moment, die im Koalitions-
vertrag beschlossenen Geschenke ein-
zusammeln. Das ist zynisch.

Ging weitblickende Politik nicht ir-
gendwie anders? Man kann ja verste-
hen, wenn eine Regierung auf günsti-
ge Konjunktur wartet, um Luft zu ha-
ben für etwas Großes. Heute wartet
sie aber auf eine Krise, die ihr die Luft
nimmt – um keuchend dann zu be-
werkstelligen, was überfällig ist. In
der Wirtschaftswissenschaft heißt das
der Schweinezyklus, das ewige Auf
und Ab der Konjunktur. Dem kann
die Politik folgen, aber sie muss nicht.
Sie kann ausbrechen. Wenn nicht
jetzt, wann dann? 

Es wäre einer Großen Koalition
würdig, sich diesem Paradox der güns-
tigen Umstände zu stellen. Die zweite
Große Koalition unter Angela Merkel
könnte zeigen, dass die Politik stärker
ist als wirtschaftliche Gesetzmäßigkei-
ten – und jenes Sprichwort Lügen stra-
fen, wonach der Esel immer dann aufs
Eis läuft, wenn es ihm zu gut geht. 

Die Kanzlerin
wartet auf die

nächste Krise, um
mit dem Regieren

zu beginnen.
Das ist zynisch.

Deutschland


